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LANDESARBEITSGERICHT NÜRNBERG 

IM NAMEN DES VOLKES  

URTEIL 
in dem Rechtsstreit 

  

A... 
- ... - 

Prozessbevollmächtigte: ... 

  

g e g e n 

  
B... 
- ... - 

Prozessbevollmächtigte: ... 

  

wegen Arbeitsentgelt 

  
 
Die 9. Kammer des Landesarbeitsgerichts Nürnberg hat durch den Vorsitzenden 
Richter am Landesarbeitsgericht   R o t h   und die ehrenamtlichen Richter Borchardt 
und Kretschmer aufgrund der mündlichen Verhandlung vom 05. Juli 2004 

 



 

für Recht erkannt: 

 

I. Auf die Berufung des Klägers wird das Endurteil des Arbeitsgerichts Nürnberg 
vom 03.12.2002 – Az.: 6 Ca 3399/02 – abgeändert. 

  

II. Die Beklagte wird verurteilt, an den Kläger EUR 12.309,13 brutto zu bezahlen 
und Zinsen hieraus in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basis-
zinssatz seit dem 01.02.2002. 

    

III. Die Beklagte hat die Kosten des Rechtsstreits zu tragen. 

    

 IV. Die Revision wird zugelassen. 

  

  

T a t b e s t a n d : 

  

Die Parteien streiten über die Auszahlung einer restlichen Erfolgsbeteiligung für das 
Jahr 2001. 

Der am 09.05.1949 geborene Kläger war bei der C... als außertariflicher Mitarbeiter 
des mittleren Führungskreises beschäftigt. Mit Wirkung zum 01.07.2001 ist sein Ar-
beitsverhältnis auf die Beklagte gemäß § 613 a Abs. 1 BGB übergegangen. 

Auf das Arbeitsverhältnis des Klägers finden die "Vertragsbedingungen außertarifli-
cher Mitarbeiter"(Kopie Bl. 8 ff d.A.) Anwendung, die unter Punkt 3.2 für die Erfolgs-
beteiligung folgende Regelung enthalten: 

 

3.2 Für die Erfolgsbeteiligung gelten folgende Bestimmungen: 

3.2.1 Erfolgsbeteiligung erhalten alle Mitarbeiter, die während des Geschäfts-
jahres, für das die Erfolgsbeteiligung gezahlt wird, mitgearbeitet haben. 

Mitarbeiter, die während des Geschäftsjahres eintreten oder vor Ab-
schluss des Geschäftsjahres –ausscheiden, erhalten die Erfolgsbeteili-
gung anteilig. 



3.2.2 Wenn durch längere Krankheit oder durch Dienstzeitunterbrechung u.a. 
die Voraussetzungen für die Erfolgsbeteiligung nicht voll erfüllt werden, 
sind die jeweils gültigen besonderen Richtlinien maßgebend. 

3.2.3 Die Höhe der Erfolgsbeteiligung richtet sich nach der Dividende der Sie-
mens Aktiengesellschaft und nach einem Grundbetrag. 

Der Grundbetrag wird individuell vereinbart. 

Zur Errechnung der Erfolgsbeteiligung wird der individuelle Grundbetrag 
mit der Dividende, ausgedrückt in DM je Aktie im Nennwert von DM 50,--, 
vervielfacht. 

Maßgebend ist zunächst die Dividende, die für das jeweils vorhergegan-
gene Geschäftsjahr ausgeschüttet wurde. Beschließt jedoch die Haupt-
versammlung für das Geschäftsjahr, für das die Erfolgsbeteiligung gezahlt 
wird, eine höhere oder eine niedrigere Dividende, so erhöht oder vermin-
dert sich die Erfolgsbeteiligung entsprechend. 

  

Als Grundbetrag vereinbarten die Parteien für die Erfolgsbeteiligung DM 1.800,-- und 
eine weitere Zusatzerfolgsbeteiligung mit einem Grundbetrag von DM 100,--. 

Aufgrund eines Aktiensplits im Mai 1996 im Verhältnis 1:10 berechnete sich die Er-
folgsbeteiligung des Klägers nicht mehr nach der ursprünglichen Formel – Grundbe-
trag x Dividende für eine Aktie im Nennwert von DM 50,-- - sondern unter Hinzufü-
gung eines Korrekturfaktors von 10 nunmehr nach folgender Formel: 

Grundbetrag x Dividende für eine Aktie im Nennwert von DM 5,-- x Korrekturfaktor 
10. 

Nach der Euro-Umstellung zum 01.01.1999 und der Umstellung von Nennwertaktien 
auf Stückaktien im Sommer 1999 lautete die Berechnungsformel nunmehr wie folgt: 

Grundbetrag in EUR x Dividende in EUR pro Stückaktie x Korrekturfaktor 10 x Kor-
rekturfaktor 1,95583. 

Diese Berechnungsmethode teilte die Rechtsvorgängerin dem Kläger mit Schreiben 
vom 28.12.2000 (Kopie Bl. 13 d.A.) in Bezug auf die Erfolgsbeteiligung für das Ge-
schäftsjahr 1999/2000 mit. Bei einer Dividende von 1,4 EUR pro dividendenberech-
tigter Stückaktie errechnete die Rechtsvorgängerin in ihrer Abrechnung für den Mo-
nat Januar 2001 (Kopie Bl. 14 d.A.) eine Erfolgsbeteiligung von EUR 25.200,07 und 
eine zusätzliche Erfolgsbeteiligung von EUR 1.400,02. 

Für das Geschäftsjahr 2000/2001 bezahlte die Beklagte aufgrund ihrer im Schreiben 
vom 19.12.2001 (Kopie Bl. 15 d.A.) mitgeteilten Berechnungsmethode eine Erfolgs-
beteiligung in Höhe von EUR 15.338,86 und eine Zusatzerfolgsbeteiligung von 
EUR 852,16 und zahlte diese Beträge mit der Vergütung für den Monat Januar 2002 
(Abrechnung Bl. 12 d.A.) an den Kläger aus. Bei ihrer Berechnung berücksichtigte 
die Beklagte eine auf der Hauptversammlung der C... am 22.02.2001 beschlossene 
Kapitalerhöhung ohne Ausgabe neuer Aktien, die zum Ziel hatte, den rechnerischen 
Nennwert einer Stückaktie von bisher EUR 2,55646 auf einen glatten Betrag von 
EUR 3,-- anzuheben. Dagegen wurde bei der Berechnung nicht berücksichtigt, dass 
ebenfalls mit Wirkung zum 13.12.2000 eine weitere Kapitalerhöhung beschlossen 
wurde, die zur Ausgabe von Gratis-Stückaktien im Verhältnis 2:1 führte. Diese nah-



men erstmals am Gewinn des Geschäftsjahres 2000/2001 teil (vgl. hierzu Einladung 
zur Hauptversammlung, Kopie Bl. 81 – 84 d.A). 

Für das Geschäftsjahr 2000/2001 wurde eine Dividende von EUR 1,-- je dividenden-
berechtigter Stückaktie beschlossen. 

Mit seiner am 11.04.2002 beim Arbeitsgericht Nürnberg eingereichten Klage vom 
05.04.2002 begehrt der Kläger die Zahlung einer restlichen Erfolgsbeteiligung für das 
Geschäftsjahr 2000/2001 in Höhe von EUR 12.309,16 brutto zuzüglich von Zinsen. 

Der Kläger behauptet, die Kapitalerhöhung zum Zwecke der Rundung des rechneri-
schen Wertes einer Stückaktie könne zu keiner Korrektur der Berechnungsformel 
seiner Erfolgsbeteiligung führen. Dagegen müsse die Ausgabe dividendenberechtig-
ter Gratisaktien im Verhältnis 2:1 mit der Einfügung eines weiteren Korrekturfaktors 
von 3/2 berücksichtigt werden. 

Wegen der Anträge der Parteien und ihres näheren Vorbringens im erstinstanzlichen 
Verfahren wird auf den Tatbestand der angefochtenen Entscheidung Bezug genom-
men. 

Das Arbeitsgericht Nürnberg hat mit Urteil vom 03.12.2002 die Klage abgewiesen, da 
es die Berechnungsmethode der Beklagten für richtig erachtete. 

Gegen das dem Prozessbevollmächtigten des Klägers am 07.02.2003 zugestellte 
Urteil hat dieser mit dem am 07.03.2003 beim Landesarbeitsgericht Nürnberg einge-
gangenem Schriftsatz vom 06.03.2003 Berufung eingelegt und sie mit weiterem 
Schriftsatz vom 24.03.2003, beim Landesarbeitsgericht Nürnberg eingegangen am 
25.03.2003, begründet. 

Der Kläger behauptet, zu Unrecht berücksichtige die Berechnung der Beklagten ei-
nen Korrekturfaktor von EUR 2,55646 : EUR 3,-- infolge der beschlossenen Kapital-
erhöhung zum Zwecke der Rundung des Wertes der bisherigen Stückaktie von 
EUR 2,55646 auf EUR 3,--. Hierdurch werde nämlich weder der Anteil des einzelnen 
Aktionärs am Grundkapital verändert, noch die Anzahl der dividendenberechtigten 
Stückaktien und damit auch nicht die von der Hauptversammlung beschlossene Divi-
dende pro dividendenberechtigter Stückaktie. Letzteres sei jedoch aufgrund der aus 
Gesellschaftsmitteln vorgenommenen weiteren Kapitalerhöhung und der Ausgabe 
dividendenberechtigter Gratisaktien im Verhältnis 2:1 der Fall. Nunmehr habe der 
ehemalige Inhaber einer C...aktie zum Nennwert DM 50,-- nicht nur 10 dividendenbe-
rechtigte Stückaktien in seinem Depot sondern weitere fünf Gratisaktien, die eben-
falls dividendenberechtigt seien. Da sich hierdurch die Dividende pro dividendenbe-
rechtigter Stückaktie reduziere, müsse der Kläger rechnerisch ebenfalls so gestellt 
werden, als besitze er nunmehr fünfzehn dividendenberechtigte Aktien. Andernfalls 
würde trotz leicht gestiegener Erfolgsbeteiligung des Aktieninhabers im Verhältnis 
zum Vorjahr die Ergebnisbeteiligung des Klägers gegenüber dem Vorjahr um ca. 
45 % absinken. Wie bereits in der Vergangenheit ist durch eine ergänzende Ver-
tragsauslegung die Ausgabe dividendenberechtigter Gratisaktien bei der Berechnung 
seiner Erfolgsbeteiligung rechnerisch zu kompensieren. 

Seine Rechtsauffassung würde durch die Bestimmung des § 216 Abs. 3 Satz 1 Akti-
engesetz bestätigt. 

 



 

Der Kläger beantragt: 

 

1. Das Endurteil des Arbeitsgerichtes Nürnberg vom 03.12.2002 wird aufgeho-
ben. 

    

2. Die Beklagte wird verurteilt, an die Klagepartei EUR 12.309,13 brutto nebst 
Zinsen in Höhe von 5 % über dem Basiszinssatz nach § 1 DÜG seit 
01.02.2002 zu zahlen. 

    

3. Die Beklagte trägt die Kosten des Verfahrens. 

  

  

Die Beklagte beantragt: 

   

1. Die Berufung des Klägers gegen das Urteil des Arbeitsgerichts Nürnberg vom 
03. Dezember 2002, Aktenzeichen 6 Ca 3399/02, wird zurückgewiesen. 

    

2. Der Kläger trägt die Kosten des Verfahrens. 

  

Zur Begründung trägt sie vor, eine Erhöhung des rechnerischen Nennwertes der 
Stückaktie von EUR 2,56 auf nunmehr EUR 3,-- in Zusammenhang mit einer Kapital-
erhöhung müsse ebenso wie die Herabsetzung des Nennwertes beim 1:10 Akti-
ensplit eine Berücksichtigung im Berechnungswege finden. Dies durch den Korrek-
turfaktor 2,55646 : 3. Dagegen wirke sich der Aktiensplit 2:3 nicht aus, da gleichzeitig 
Grundkapital und Aktienstückzahl im selben Verhältnis erhöht worden seien. Da die 
maßgebliche Regelung im Arbeitsvertrag gerade auf die Dividende je Aktie abstelle 
und nicht auf die absolute Dividendenhöhe gebietet der Umstand, dass sich die aus-
geschüttete Dividende nach dem Aktiensplit auf eine größere Aktienmenge verteile, 
keine Erhöhung des Dividendenkorrekturfaktors. 

Hinsichtlich weiterer Einzelheiten wird auf den Inhalt der in der Berufungsinstanz ge-
wechselten Schriftsätze verwiesen. 

Von einer weitergehenden Darstellung des Tatbestandes wird gemäß § 69 Abs. 
ArbGG abgesehen 

 



 

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e : 

I. 

Die Berufung ist zulässig. 

Sie ist statthaft, § 64 Abs. 1, 2 b ArbGG, und auch in der gesetzlichen Form und Frist 
eingelegt und begründet worden, §§ 66 Abs. 1, 64 Abs. 6 Satz 1 ArbGG, 519, 520 
ZPO. 

II. 

Die Berufung ist sachlich begründet. 

Die Beklagte ist verpflichtet, dem Kläger eine restliche Erfolgsbeteiligung für das Jahr 
2001 in Höhe von EUR 12.309,13 brutto zuzüglich von Zinsen zu bezahlen, § 611 
Abs. 1 BGB i.V.m. Ziff. 3.2.3 der Vertragsbedingungen für außertarifliche Mitarbeiter. 
Die in Ziffer 3.2.3 der Vertragsbedingungen geregelte Berechnungsmethode ist – wie 
bereits in der Vergangenheit erfolgt – im Wege ergänzender Vertragsauslegung ge-
mäß § 157 BGB weiter anzupassen; dies ist nach § 216 Abs. 3 Aktiengesetz wegen 
der Ausgabe dividendenberechtigter Gratisaktien geboten. Dagegen wirkt sich die 
Kapitalerhöhung der C... zum Zwecke der Rundung der Stückaktie auf einen Nenn-
wert von EUR 3,-- nicht aus. 

Die Erfolgsbeteiligung des Klägers für das Geschäftsjahr 2000/2001 errechnet sich 
nach folgender Formel: 

Individueller Grundbetrag (in Euro) x Dividende pro Stückaktie (in Euro) x 10 (Akti-
ensplit) x 1.95583 (Euro-Umstellung) x 3/2 (Ausgabe von Gratisaktien). 

Hieraus ergibt sich eine Erfolgsbeteiligung in Höhe von EUR 27.000,13 und eine Zu-
satzerfolgsbeteiligung in Höhe von EUR 1.500,02 und nach Abzug der tatsächlich 
gezahlten EUR 15.338,86 und EUR 852,16 ein noch zu zahlender Restbetrag von 
EUR 12.309,13 brutto. 

 

1. Die in der Hauptversammlung der C... vom 22.02.2001 beschlossene Kapitaler-
höhung aus Gesellschaftsmitteln zur Glättung des auf jede Aktie entfallenden an-
teiligen Grundkapitals ohne Ausgabe neuer Aktien (vgl. Ziffer 6 des Einladungs-
schreibens, Bl. 82/83 d.A.) führt zu keiner Veränderung der Berechnungsmetho-
de, wie sie zuletzt für das Geschäftsjahr 1999/2000 von der Rechtsvorgängerin 
der Beklagten angewandt worden ist. Ausgehend von der Grundüberlegung, dass 
der Kläger als Mitglied des mittleren Führungskreises am Geschäftsergebnis des 
Unternehmens wie ein Aktieninhaber partizipieren soll, hatte die Rechtsvorgänge-
rin der Beklagten einen vorgenommenen Aktiensplit und die Euro-Umstellung im 
Wege ergänzender Vertragsauslegung gemäß § 157 BGB kompensiert. 

Einziger variabler Faktor bei der Berechnung der Erfolgsbeteiligung des Klägers 
ist die von der Hauptversammlung beschlossene Dividende für das jeweilige Ge-
schäftsjahr. 

Die beschlossene Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln ohne Ausgabe neuer 
Aktien tangierte nicht die von der Hauptversammlung beschlossene auszuschüt-
tende Dividendensumme und die Anzahl der dividendenberechtigten Stückaktien. 



Damit wurde auch der variable Faktor der Dividende pro Stückaktie nicht verän-
dert. Da sich die Erfolgsbeteiligung des Klägers nicht am Grundkapital der Ge-
sellschaft oder dem jeweiligen Nennwert der ausgegebenen Aktien orientiert, 
sondern an der Dividende pro dividendenberechtigter Aktie, kann nicht nachvoll-
zogen werden, inwiefern hier ein Korrekturfaktor von 2,55646 : 3 zu Lasten des 
Klägers greifen soll. Die Höhe der Dividendensumme wurde von der Hauptver-
sammlung nämlich neben der vorzunehmenden Kapitalerhöhung beschlossen 
und nicht unter Anrechnung der selben. Mithin erhielt auch jeder Inhaber einer 
dividendenberechtigten Stückaktie exakt die beschlossene Dividende pro Aktie 
um nicht einen unter Berücksichtigung der Kapitalerhöhung reduzierten Betrag. 

    

2. Der in der Hauptversammlung vom 22.02.2001 ebenfalls beschlossene Akti-
ensplit durch eine weitere Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln unter Aus-
gabe neuer Aktien im Verhältnis 2:1 verändert die Höhe der Dividende pro divi-
dendenberechtigter Stückaktie, weshalb die vereinbarte Berechnungsmethode 
gemäß § 157 BGB i.V.m. § 216 Abs. 3 Aktiengesetz entsprechend anzupassen 
ist. Durch die Ausgabe der erstmals für das Geschäftsjahr 2000/2001 dividen-
denberechtigten Gratisaktien erhöht sich die Zahl der dividendenberechtigten Ak-
tien um den Faktor 3 : 2 und reduziert sich der Betrag der Dividende pro dividen-
denberechtigter Aktie um den Faktor 2 : 3. Dementsprechend betrug der Wert der 
Dividende für das Geschäftsjahr 2000/2001 nur noch EUR 1,-- statt der im Vor-
jahr gezahlten Dividende von EUR 1,4. Der Inhaber von Aktien erlitt dadurch kei-
nen Nachteil, da er bei 10 gehaltenen Aktien statt einer Dividende von EUR 14,-- 
nunmehr bei einem Depotbestand von 15 Aktien eine Dividende von EUR 15,-- 
erhielt. 

Da der Kläger vergleichbar einem Aktionär am Geschäftserfolg der Firma partizi-
pieren sollte, ist eine Anpassung der Berechnungsmethode im Rahmen einer er-
gänzenden Vertragsauslegung gemäß § 157 BGB geboten. Dies verlangt auch 
§ 216 Abs. 3 Satz 1 Aktiengesetz wonach der wirtschaftliche Inhalt vertraglicher 
Beziehungen der Gesellschaft zu Dritten, die von der Gewinnausschüttung der 
Gesellschaft abhängen, durch eine Kapitalerhöhung nicht berührt werden darf. 
Diese Regelung soll verhindern, dass eine Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmit-
teln den wirtschaftlichen Inhalt der Rechtsbeziehung zu Dritten zu deren Nachteil 
verändert. Dritte im Sinne des § 216 Abs. 3 Aktiengesetz sind auch die Arbeit-
nehmer der Aktiengesellschaft. Diese Dritten sollen infolge einer Kapitalerhöhung 
aus Gesellschaftsmitteln und der gleichzeitigen Erhöhung der Zahl der dividen-
denberechtigten Aktien nicht benachteiligt werden. Eine Benachteiligung träte 
jedoch bei einer vereinbarten Gewinnbeteiligung, die sich nach der Höhe der Di-
vidende pro Aktie berechnet ein, da sich durch die Erhöhung der Zahl der divi-
dendenberechtigten Aktien bei gleicher Dividendensumme der Betrag der Divi-
dende pro Aktie entsprechend reduziert. In diesem Fall gebietet § 216 Abs. 3 
Satz 1 Aktiengesetz eine Anpassung der Vereinbarung über die Gewinnbeteili-
gung entsprechend der vorgenommenen Kapitalerhöhung und zwar nicht nur bei 
Vorstandsmitgliedern, Aufsichtsratsmitgliedern und leitenden Angestellten, son-
dern auch bei den übrigen Angestellten, mit denen eine solche Art der Gewinnbe-
teiligung vereinbart worden ist (vgl. hierzu LAG München vom 25.03.2004 - 2 Sa 
785/03 – n.v.; Hüfer, Aktiengesetz, 5. Aufl., § 216 Rz. 3, 11, 13, Geß-
ler/Hefermehl/Bunkeroth, Aktiengesetz, § 216 Rz. 42, 52). 

Die Parteien haben die Anwendung des § 216 Abs. 3 Aktiengesetz nicht abbe-
dungen. Sie haben für den Fall eines Aktiensplits oder einer Kapitalerhöhung mit 



gleichzeitiger Erhöhung der Anzahl der dividendenberechtigten Aktien keine ver-
tragliche Abrede getroffen, die von § 216 Abs. 3 Aktiengesetz abweicht. Die 
Rechtsvorgängerin der Beklagten hat bereits in der Vergangenheit, bezogen auf 
den Aktiensplit im Jahr 1996, eine Anpassung der Berechnungsmethode vorge-
nommen, die dem Rechtsgedanken des § 216 Abs. 3 Aktiengesetz entspricht. 
Dies lässt auf einen mit § 216 Abs. 3 Aktiengesetz konform gehenden Willen der 
Vertragsparteien schließen, einer Verwässerung der vereinbarten Gewinnbeteili-
gung infolge der Erhöhung der Zahl dividendenberechtigter Aktien durch eine An-
passung der Berechnungsmethode entgegenzuwirken. 

    

3. Die Forderung des Klägers verzinst sich ab dem 01.02.2002 mit dem gesetzli-
chen Zinssatz, da die Gewinnbeteiligung mit der Vergütung für den Monat Janu-
ar 2002 zu zahlen gewesen wäre, §§ 288 Abs. 1, 286 Abs. 2 Ziff. 1 BGB. 

  

III. 

1. Die unterlegene Beklagte hat die Kosten des Rechtsstreits zu tragen, § 91 
Abs. 1 ZPO. 

    

2. Die Revision wird zugelassen, da der Rechtssache über den Einzelfall hinaus in 
Bezug auf die allgemein verwendeten Vertragsbedingungen und die Problematik 
des § 216 Abs. 3 Aktiengesetz grundsätzliche Bedeutung beigemessen wird, § 72 
Abs. 2 Ziff. 1 ArbGG. 

  

  

Rechtsmittelbelehrung: 

Gegen dieses Urteil kann von der Beklagten Revision eingelegt werden. 

Die Revision muss innerhalb einer Notfrist von einem Monat schriftlich beim Bundes-
arbeitsgericht, Hugo-Preuß-Platz 1,99084 Erfurt (Telefax-Nr. 0361/2636-20 00) ein-
gelegt und in gleicher Weise innerhalb von zwei Monaten begründet werden. Beide 
Fristen beginnen mit der Zustellung des in vollständiger Form abgefassten Urteils. 

Die Revisions- und die Revisionsbegründungsschrift müssen von einem bei einem 
deutschen Gericht zugelassenen Rechtsanwalt unterzeichnet sein. 
 

 

 

Roth, Vorsitzender Richter am Landesarbeitsgericht 

Borchardt, Ehrenamtlicher Richter 

Kretschmer, Ehrenamtlicher Richter 


